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lhr Gesuch vom 2. september 2026 zur Nutzung des öffenflichen Grunds

Sehr geehrter Herr Zurfluh

Mit Eingabe vom 2. Septembet 2026 ersuchen Sie in Vertretung der Musikpartei um die Be-
willigung zur Nutzung des öffentlichen Grunds der Stadt Baden am 4. September 2026 für
lhre politische Tätigkeiten.

Gemäss den vorliegenden Angaben beabsichtigten Sie insbesondere den Einsatz von Laut-
sprechern zur Wiedergabe von Musik. Sodann kündigen Sie an, dass künftig weitere, solche
Veranstaltungen angedacht seien, wobeizusätzlich die Verwendung von prälektoren zur
Projektion politischer Botschaften im Bereich der Baden€r Altstadt in Betrachi gerogen
werde.

;

Vorläufige Beu rteilung

Die politischen Grundrechte schützen die freie politische Meinungsbildung und -äusserung.
Politische Aktivitäten können grundsätzlich auf öffentlichem GrunO ,r.g"ibt werden.
Die von lhnen beantragte Nutzung weist dabei eine erhöhte lntensität auf und geht hinsicht-
lich ihrer Wahrnehmbarkeit und ihrer Auswirkungen über das gewöhnlich zu duldende Mass
der Nutzung des öffenflichen Raums hinaus.

lnsbesondere die Venvendung von Lautsprechern führt zu zusätzlichen Schallimmissionen
für Anwohnende, Gewerbetreibende und weitere Nutzerinnen und Nutzer des öffenflichen
Raums.

Die Stadt Baden ist verpflichtet, eine geordnete Nutzung des öffenlichen Raums sicherzu-
stellen und die unterschiedlichen lnteressen der Beteiligten zu koordinieren. Daher wird der
gesteigerte Gemeingebrauch einer Bewilligungspflicht unterstellt (vgl. ss 1O des Reglements
Über die Benützung von öffentlichem Grund zu Sonderzwecken). rine zLittich und örilich un-
beschränkte Bewilligung für politische Veranstaltungen würde der Ordnungs- und Koordina-
tionsfunktion widersprechen und kommt deshalb grundsätzlich nicht in Betracht.
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Rechtsschutzinteresse betreffend Gesuch vom 2. September 2026

Das Gesuch vom 2. Septembtet 2026 betrifft eine beantragte Nutzung des öffentlichen
Grunds am 4. September 2026.

Der beantragte Nutzungszeitraum liegt bereits in der Vergangenheit. Ein aktuelles und prak-
tisches lnteresse an der Erteilung einer Bewilligung für die betreffende Veranstaltung be-
steht daher nicht mehr. Nach vorläufiger Beurteilung fehlt es insoweit am erforderlichen
Rechtsschutzinteresse für einen materiellen Entscheid über das Gesuch. Ohne lhren aus-
drücklichen Gegenbericht wird davon ausgegangen, dass das entsprechende Gesuch in-
folge Rückzugs nicht mehr zu behandeln ist.

Die nachfolgenden Ausführungen erfolgen deshalb insbesondere mit Blick auf allfällige zu-
künftige Gesuche und die künftige Nutzung des öffentlichen Grunds.

M itwi rku n gs pf I ic ht im Bewi I I i g u n gsverfah ren

Für die Beurteilung künftiger Gesuche sind konkrete Angaben zu den beabsichtigten Aktivi-
täten erforderlich:

. an welchen Standorten die Nutzung erfolgen soll;

. an welchen Tagen die Nutzung vorgesehen ist;

. zu welchen Uhrzeiten die Nutzung beginnen und enden soll;

. welche Lautsprecher eingesetzt werden sollen;

. wie hoch die vorgesehene Lautstärke ist;

. welche technischen Einrichtungen und betroffenen Liegenschaften für die Projektionen
vorgesehen sind.

Da es sich bei Bewilligungsverfahren um ein mitwirkungsbedürftiges Venrvaltungsverfahren
handelt, werden Sie aufgefordert, diese Angaben im Rahmen von Gesuchen schriftlich ein-
zubringen. Ohne diese kann die Behörde die"\uswirkungen der beantragten Nutzung nicht
abschliessend beurteilen und keine sachgerech\e lnteressenabwägung vornehmen.

Zeitl iche Anforderunge! 
1: r Behand I u n g kfinft i ger Ges uche

Die Stadtpolizei Baden benötigt fürdie Prüfung von Gesuchen um Nutzung des öffentlichen
Grunds grundsätzlich eine Bearbeitungsfrist von mindestens sieben Tagen.

Diese Frist ist erforderlich, damit die beantragte Nutzung hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit
anderen Nutzungen des öffentlichen Raums, den lnteressen von Anwohnerinnen und An-
wohnern, gewerblichen Nutzungen, sicherheitsrechtlichen Aspekten sowie weiteren öffentli-
chen lnteressen geprüft werden kann.

Da die von lhnen beabsichtigten politischen Aktivitäten nach ihrer Natur regelmässig planbar
sind, erscheint die Einhaltung einer solchen Vorlaufzeit ohne weiteres zumutbar.

Künftige Gesuche sind deshalb grundsätzlich mindestens sieben Tage vor dem vorgesehe-
nen Veranstaltu ngsterm i n vol lständ i g ei nzu reichen.

Besteht die Absicht, mehrere Veranstaltungen oder wiederkehrende Veranstaltungen durch-
zuführen, sind diese nach Möglichkeit gesamthaft und rechtzeitig zur Bewilligung einzu-
reichen. Die zuständige Behörde ist nicht verpflichtet, eine Vielzahl kurzfristiger Einzelgesu-
che zu behandeln, wenn die vorgesehenen Veranstaltungen bereits im Voraus planbar sind.
Die Stadtverwaltung ist zu einem schonenden Umgang ihrer personellen Ressourcen ver-
pflichtet.
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Verwendun g von Lautsprechern

Die Verwendung von Lautsprechern im öffentlichen Raum ist grundsätzlich verboten und nur
mit einer ausdrücklichen Bewilligung der Stadtpolizeizulässig (§ 13 des Polizeireglements
der Stadt Baden).

Die Bewilligung zur Benutzung von Lautsprechern ist von einer allfälligen Bewilligung zur
Nutzung des öffentlichen Grunds zu unterscheiden. Für den Eirrsatz von Lautsprechern ist
eine gesonderte Bewilligung er-forderlich.

Für Gesuche betreffend die Verwendung von Lautsprechern gelten dieselben Bearbeitungs-
fristen wie für Gesuche zur Nutzung des öffentlichen Grunds. Entsprechende Gesuche sind
daher mindestens sieben Tage vor dem vorgesehenen Einsatz vollständig einzureichen.

Selbst bei Vorliegen einer Bewilligung sind die Schallimmissionen auf ein für die Allgemein-
heit sowie die Anwohnerschaft zumutbares Mass zu beschränken. Die zulässige Lautstärke
wird gegebenenfalls durch entsprechende Auflagen geregelt.

Projektionen auf private Liegenschaften

Soweit lhr Gesuch die Projektion politischer Botschaften auf Fassaden privater wie öffentli-
cher Liegenschaften betrifft, müsste auch diese Aktivität und der lnhalt im Detail vorgängig
zur Bewilligung eingereicht werden.

Die Verwendung privater Gebäude für Projektionen betrifft die Rechte der jeweiligen Eigen-
tümerinnen und Eigentümer. Es ist klarzustellen, dass die Stadt Baden nur die Nutzung des
öffentlichen Grunds zur lnstallation eines Projektors bewilligen kann, jedoch nicht dieZu-
stimmung der Berechtigten zur Nutzung ihres Eigentums zu ersetzen vermag. Eine Bewilli-
gung würde demnach nur unter der Bedingung gewährtwerden-l<onnen, dass dasEinver:
ständnis der Eigentümerschaft zur Nutzung der Liegenschaft als Projektionsfläche vorgän-
gig nachgewiesen würde.

Vorbehalten wird zudem § 1'1 des Polizeireglements bezüglich Himmelsstrahler.

Bewilligungsinhalt

Gestützt auf die heute bekannten Umstände beabsichtigt die Stadt Baden, künftige Gesuche
zur Nutzung des öffentlichen Grunds nur unter folgenden Bedingungen und Auflagen zu be-
willigen:

. Beschränkung auf konkret bezeichnete Standorte;

. Beschränkung auf konkret festgelegte Zeitfenster;
' Zulassung von Lautsprechern nur mit entsprechender Zusatzbewilligung der Stadtpolizei;
' Begrenzung der Lautstärke auf ein für die Allgemeinheit zumutbares Mass;
. Einhaltung sämtlicher in der Bewilligung festgelegten Auflagen.

Beabsichtigte Strafandrohung gemäss Att. 2gzStGB

Die Stadt Baden beabsichtigt, künftige Bewilligungen mit einer Strafandrohung gemäss
Atrt.. 292 StGB (Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen) zu verbinden.

lnsbesondere soll angeordnet werden, dass politische Aktivitäten unter Einsatz von Laut-
sprechern, Musik, Projektionen oder vergleichbaren Kommunikationsmitteln ausschliesslich
innerhalb der bewilligten Zeiträume, an den bewilligten Standorten und unter Einhaltung
sämtl icher verfügter Auflagen erfol gen d ürfen.
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Eine vorsätzliche Missachtung dieser Anordnungen, insbesondere die Durchführung ent-
sprechender Aktivitäten ausserhalb der bewilligten Zeiten oder an nicht bewilligten Standor-
ten, kann als Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen im Sinne von Art. 292 StGB straf-
rechtlich verfolgt werden.

Künftige Gesuche

Zusammenfassend sind Sie aufgefordert, allfällige künftige Gesuche um Nutzung des öffent-
lichen Grunds sowie um Bewilligung des Einsatzes von Lautsprechern rechtzeitig, d.h. min-
destens sieben Tage vor dem vorgesehenen Anlass, einzureichen.

Dabei sind sämtliche für die Beurteilung erforderlichen Angaben, insbesondere zu Ort, Da-
tum, Dauer, Zeitfenstern sowie Art und Umfang der vorgesehenen Aktivitäten und techni-
schen Einrichtungen, vollständig bekanntzugeben.

Für mehrere Veranstaltungen ist nach Möglichkeit gesamthaft und frühzeitig ein einziges
Gesuch einzureichen, damit eine rechtzeitige Prüfung und Koordination der Nutzung des öf-
fentlichen Raums gewährleistet werden kann.

Freundliche Grüsseotr* \
Martin Brönnimann
Leiter Öffentliche' Sicherheit

Kopie an:
- Abteilung Politik, Rechtsdienst
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